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Darf der Servitutsberechtigte das aus dem belaſteten 
Walde bezogene Holz veräußern? 
Studie von Dr. Julius Trubrig, k. k. Adminiſtrationsſecretär in Görz. 
(Schluß. 
C. Oeſterreichiſches Recht. 

* Die eben dargeſtellten deutſchrechtlichen Holzbezugsrechte ſind nach 
oſterreichiſchem Rechte theils als Grunddienſtbarkeiten im belaſteten Walde 
zu Gunſten berechtigter Grundſtücke, theils als Nutzungen am gemeinen 
ute, theils endlich als Realrechte aufzufaſſen. N 
Am Ganz vereinzelt finden ſich die letztgenannten realen Berechtigungen, 
eziehungsweiſe Verpflichtungen 
ſich von den Grunddienſtbarkeiten vor allem dadurch unterſcheiden, daß 
der belaſtete Grund nicht etwas zu dulden, ſondern etwas zu leiſten hat. 
Abgeſehen von dieſer begriſflichen Unterſcheidung können die Reallaſten wegen 
ihrer Seltenheit hier unberückſichtigt bleiben. 

f Häufiger begegnen wir den Holznutzungsrechten an einem gemeinen 
Walde, zumeiſt als Ueberreſt der Rechte ehemals freier Markgenoſſen 
oder als Ausfluß einer ſpäter gebildeten Vermögensgemeinſchaft; dieſe 
Rechte ſind jedoch nach den Grundſätzen des 16. Hauptſtückes des bürger⸗ 
lichen Geſetzbuches über die Gemeinſchaft des Eigenthums, und wenn es ſich 
um eigentliches Gemeindegut handelt, nach den betreffenden politi— 
ſchen Geſetzen zu beurtheilen. Auch dieſe Holzbezugsrechte liegen abſeits 
vom Gegenſtande unſerer Abhandlung. - 

Nur mit der Grunddienſtbarkeit des Holzbezuges im 
eigentlichen Sinne haben wir hier zu ſchaffen und für dieſe ſoll die 
Frage in der Ueberfchrift dieſes Aufſatzes beantwortet werden. 

! Es gehört zum Weſen der Grunddienſtbarkeit im allgemeinen und 
ſomit auch zum Weſen der Dienſtbarkeit des Holzbezuges, daß das Recht 
mit dem Beſitze des herrſchenden Grundſtückes zu deſſen vortheilhafterer 
oder bequemerer Benützung verknüpft wird (§ 473 a. b. G. B.). Dieſem 
weſentlichen Erforderniſſe wird bei der Grunddienſtbarkeit des Holzbezuges 
dann Genüge geleiſtet, wenn das aus dem belaſteten Walde bezogene 


zur Holzlieferung als Reallaſt, welche 


Holz, ſei es zur Feuerung auf dem berechtigten Gute, ſei es zur Er— 
haltung oder Wiederherſtellung der auf dem Gute beſtehenden hölzernen 
Baulichkeiten, ſei es als Werkholz für Wirthſchaftsgeräthe verwendet wird. 
Es muß gleich hier hervorgehoben werden, daß das öſterreichiſche Recht 
es der Parteienwillkür überläßt, auch eine andere Verwendung des be- 
zogenen Holzes zu vereinbaren; in dieſer freieren Bewegung liegt einer 
der wenigen Unterſchiede zwiſchen der Lehre des öſterreichiſchen und 
römiſchen Rechtes über die Servitut. Während nämlich das römiſche Recht 
Perſonal- und Prädialſervitut ſcharf ſcheidet und es nicht zuläßt, daß 
der gewöhnliche Inhalt der letzteren zum Gegenſtande einer Perſonal⸗ 
ſervitut gemacht werde oder umgekehrt, läßt der §S 479 a. b. G. B. ſolche 
Verſchiebungen ohneweiters zu. Dieſe und andere Abweichungen von der 
regelmäßigen Natur der Dienſtbarkeit werden aber nach öſterreichiſchem 


Rechte nicht vermuthet, ſondern müſſen von dem bewieſen werden, der 


ſie behauptet. 

Nun beſteht wohl kein Zweifel darüber, daß nur die früher be— 
zeichneten Verwendungsarten des bezogenen Holzes zur vortheilhafteren 
oder bequemeren Benützung des herrſchenden Gutes dienen; dies iſt dann 
nicht mehr der Fall, wenn der augenblickliche Beſitzer das bezogene Holz in 
ſeinem zufälligen Gewerbe verbraucht, wenn er es verkauft, vertauſcht 
oder ſonſt veräußert; hier handelt er nur zu ſeinem perſönlichen Vor— 
theile, nicht aber gemäß der dem Weſen der Dienſtbarkeit innewohnenden 
Widmung. Beanſprucht der Berechtigte das Recht zu einer derartigen 
Verwendung, ſo beanſprucht er damit nicht mehr eine reine Grunddienſt— 
barkeit, ſondern ein perſönliches Recht, welches von der Regel und der 
Natur der Grunddienſtbarkeit abweicht und für welches er auch den 
Beweis zu erbringen hat (8 478 Schlußſatz und § 479 a. b. G. B.). 
Der Beweis kann in jenen Fällen, wo die Servitut beurkundet iſt, aus 
der Urkunde, ſonſt durch eine mindeſtens dreimalige unwiderſprochene 
Ausübung während der Verjährungszeit erbracht werden. 

Die Holzbezugsrechte ſind heute bis auf verſchwindende Ausnahmen 
nach dem kaiſerlichen Patente vom 5. Juli 1853, R. G. Bl. Nr. 150, 
urkundlich ſeſtgeſtellt, regulirt worden. Aus dieſen Urkunden wird alfo 
in jedem einzelnen Falle feſtzuſtellen ſein, ob dem Berechtigten der Ver— 
kauf des Holzes geſtattet iſt oder nicht. Wenn die Urkunde den Verkauf 
oder die ſonſtige Veräußerung dem Berechtigten ausdrücklich zugeſteht 
oder dies ſonſt gleichwerthig ausſpricht, oder wenn der Beſitzer des be- 
laſteten Waldes auf jede weitere Controle über die Verwendung des 
Holzbezuges verzichtet, wird ſelbſtverſtändlich die Veräußerung nicht an— 
gefochten werden können. 

Verhältnißmäßig ſelten findet ſich eine derartige die Veräußerung 
zulaſſende Beſtimmung in den Regulirungsurkunden; dies iſt auch ganz 
begreiflich. Bis zur Regulirung, d. i. bis zur urkundlichen Feſtſtellung 
des Holzbezugsrechtes waren die im Abſchnitte B angeführten Verkaufs⸗ 
verbote meiſt noch in Wirkſamkeit; es beſtanden ſolche ausdrücklich oder 
ſtillſchweigend auch für die zahlloſen anderen dort nicht angeführten 
Holzberechtigungen in den öſterreichiſchen Alpenländern. Die Regulirung 
ſollte nun nicht ein neues Rechtsverhältniß ſchaffen — die Servitut blieb 
ja nach wie vor beſtehen —, ihr ausſchließlicher Zweck nach 8 4 des 
Patentes war vielmehr, das Rechtsverhältniß rückſichtlich des Umfanges, 


des Ortes und der Art feiner Ausübung, der Zeit, der Dauer und des 
Maßes des Genuſſes dergeſtalt feſtzuſtellen, daß hiedurch die möglichſte 
Entlaſtung des Bodens erreicht werde. Wo alfo ſchon vor der Regu— 
lirung eine Verkaufsbefugniß beſtand, mußte fie in die Urkunde auf- 
genommen werden, wenn etwa nicht die volkswirthſchaftliche Rückſicht 
auf die Entlaſtung des Bodens oder das Einverſtändniß der Parteien 
zu ihrer Beſeitigung Anlaß gab, beſtaud ſie vorher nicht, ſo lam ſie, 
Parteienvereinbarung ausgenommen, auch nicht in die Urkunde. Es be— 
deutete rechtlich eine Schädigung des Beſitzers des belaſteten Waldes, 
volkswirthſchaftlich keine Entlaſtung des Bodens, wenn dem Berechtigten 
ohne Vorhandenſein der eben entwickelten rechtlichen Vorausſetzungen die 
Veräußerungsbefugniß zuerkannt wurde. 

Für Tirol und Vorarlberg haben die Statthaltereierläffe vom 
17. Juli 1855, L. G. Bl. Nr. 21, und vom 16. October 1876, Z. 16.134, 
L. G. Bl. Nr. 63, geſtützt auf die SS 9 und 35 des noch in Geltung 
ſtehenden 2. Theiles der proviſoriſchen Waldordnung von 1839, den Ver— 
kauf und Tauſch ſowie überhaupt die urkundeuwidrige Verwendung von 
Servitutsholz für ſtrafbar erklärt. Ebenſo hat für Salzburg der Erlaß 
der Landesregierung vom 14. April 1855, Z. 2983, über Erinnerung 
des k. k. Miniſteriums des Innern die Verwendung des aus einge— 
forſteten Waldungen bezogenen Holzes zu anderen Zwecken, als für welche 
es geforſtet wurde, als unzuläſſig erklärt. 

Dem entgegen hat der Ackerbauminiſterialerlaß vom 22. October 
1878, 3. 10.328, L. G. Bl. Nr. 51, für Tirol — möglicherweiſe 
fußend auf den ähnlichen Gedanken des preußiſchen Landrechtes und in 
der wahrſcheinlichen Abſicht, durch eine poſitive Norm die Verwirrung 
in dieſer Frage zu beſeitigen — angeordnet, daß nur bei den noch nicht 
regulirten Servituten die auderweitige Verwendung des Servitutsholzes 
als zum Bedarfe für einen Forſtfrevel anzuſehen ſei; wo die Regu— 
lirung dagegen ſtatigefunden, der Jahresbezug demnach in quanto et 
quali urkundenmäßig fixirt iſt, iſt nicht der Bedarf des Berechtigten, 
ſondern lediglich die Beſtimmung der Regulirungsurkunde maßgebend. 
Enthält dieſe nicht eine die Verwendung der Servituts⸗ 
bezüge befhräufende Beſtimmung, fo kann dem Berech— 
tigten die beliebige Verfügung mit den ohne ſolchen 
Vorbehalt bezogenen Forſtproducten nicht verwehrt 
werden. 

Nach der vorausgehenden Darſtellung muß die Auſchauung dieſes 
Miniſterialerlaſſes in zweifacher Hinſicht bekämpft werden. 

Erſtens wohnt der Regulirung nicht die Nechtswirkung inne, 
das Weſen des Rechtsverhältniſſes zu ändern; die rechtliche Qualität der 
Grunddienſtbarkeit beſteht nach wie vor, ihre weſentliche Eigenfchaft 
„bequemerer oder vortheilhafterer Gebrauch für das herrſchende Grund— 
ſtück“ muß aufrecht bleiben; dies wurde bereits vorher gezeigt und iſt 
durch die oben wiedergegebene Faſſung des § 4 des kaiſerlichen Patentes 
außer Zweifel geſetzt, nach welchem nur das Maß des Genuſſes feſt⸗ 
geſtellt werden ſollte. Die Feſtſtellung des Bedarfes war Aufgabe der 
Sachverſtändigen; wenn nun der Berechtigte ſeinen Holzbezug ganz oder 
theilweiſe verkaufen kann, fo liegt hierin ein Zeichen, daß ihm mehr als 
der Bedarf zugeſprochen wurde, daß ſich alſo die Sachverſtändigen geirrt 
haben; dies würde möglicherweiſe eine Wiederaufnahme des Verfahrens 
rechtfertigen, darf aber nicht dazu führen, dem Berechtigten die beſtim— 
mungswidrige Verwendung zuzugeſtehen. 

Immer unter der ſelbſtverſtändlichen Vorausſetzung der Unzuläſſig— 
keit des Servitutsholzverkaufes haben die Sachverſtändigen im Regu— 
lirungsverfahren das Ausmaß der Gebür ſchon deshalb recht hoch an— 
ſetzen können, weil ein Bezug des Berechtigten über ſeinen jeweiligen 
wirklichen Bedarf nicht zu befürchten war, denn er hatte ja immer die 
Erzeugungs- und Lieferungskoſten für fein Servitutsholz zu tragen; blos 
um die über ſeinen Bedarf angeſetzte Ziffer zu erreichen, wird er alſo 
dieſen erheblichen Werbungsaufwand nicht machen. Mit anderen Worten, 
die urkundlichen Ziffern wurden meiſt als Maximalwerthe gedacht, welche 
von den Berechtigten nicht überſchritten werden durften, von ihnen aber 
ſtets nur ſoweit beanſprucht werden ſollten, als ihr thatſächlicher Bedarf 
reichte. Bei dieſen Maximalziffern konnte ſich das Gewiſſen der Sach— 
verſtäudigen alſo einerſeits darüber beruhigen, daß den Berechtigten eine 
ſicherlich ausreichende Gebür zugemeſſen wurde, andererſeits darüber, daß 
dem belaſteten Grunde kein Schade zugehe. 

Zweitens iſt die im Ackerbauminiſterialerlaſſe zu Gunſten der 
irregulären Servitut aufgeſtellte Rechtsvermuthung zu bekämpfen, daß 
nämlich die Veräußerung von Servitutsholz dann geſtattet ſei, wenn in 
der Regulirungsurkunde eine die Verwendung der Servitutsbezüge be- 


richtig iſt. 


= 


ſchränkende Beſtimmung nicht enthalten iſt. Hiemit wurde zwar nicht 
eine Verſchiebung der Beweislaſt, aber doch des Beweisthemas gegen— 
über dem allgemeinen bürgerlichen Geſetzbuche verfügt. Nach dem bürger— 
lichen Geſetzbuche dürfen wir nur folgern: blos dann, wenn die Urkunde 
die Veräußerung ausdrücklich geſtattet, darf veräußert werden, ſonſt nicht ; 
der Ackerbauminiſterialerlaß ſtellt aber gerade die entgegengeſetzte Ver 
muthung auf: blos dann, wenn die Urkunde ein ausdrückliches Ver⸗ 
äußerungsverbot enthält, darf nicht veräußert werden; hier wird alſo 
die ausdrückliche Satzung der Regel, dort die der Aus— 
nahme verlangt. Es iſt nicht zu bezweifeln, daß nur das letztere 


Von den civilrechtlichen Schriftſtellern befaßt ſich nur Pfaff-Krainz 
mit der Frage: S. 672, 1. Band feines Syſtem folgert er aus der 
Faſſung des § 473 „zu deſſen vorth ilhafterer Benützung“, „daß die 
den Inhalt der Servitut bildende Befugniß auch nicht über das Be— 
dürfniß des herrſchenden Grundſtückes hinausgehen, die Ausübung nicht 
zum Vortheile dritter Perſonen ſtattfinden darf; das Holzſchlagsrecht 
kann alſo nur zum Hausbedarfe, nicht zum Verkaufe des geſchlagenen 
Holzes beſtellt werden“. Dieſe Grenze kann nur durch Conſtituirung 
obligatoriſcher Verhältniſſe oder irregulärer Servituten oder von Real 
laſten überſchritten werden. 

Abweichend ſind in dieſer Frage die Meinungen, ob die nicht 
urkundenmäßige Verwendung von Servitutsholz als Forſtfrevel zu be- 
handeln ſei. Der obige Ackerbauminiſterialerlaß vom 22. October 1878 
führt an, daß bei den noch nicht ziffermäßig regulirten Servituten die 
Veräußerung nach der conſtanten Judicatur des k. k. Miniſteriums des 
Innern als Forſtfrevel nach §S 18 des Forſtgeſetzes anzuſehen ſei. Auch 
die bei $ 18 der Manz'ſchen Ausgabe citirte, dem Verfaſſer aber dem 
Wortlaute nach nicht bekaunte Miniſterialverordnung vom 4. Juli 1858, 
Z. 4734, dürfte in demſelben Sinne entſchieden haben. Dem entgegen 
hat aber die k. k. Landesregierung Salzburg im Erlaſſe vom 14. Mai 
1855, Z. 2983, im Auftrage des k. k. Miniſteriums des Innern vom 
22. Juli 1855, Z. 5869, die Frage mit der Begründung verneint, 
„daß der weitere Verbrauch von Forſtproducten, die mit Beobachtung 
der Beſtimmungen des Forſtgeſetzes erzeugt und aus dem Walde gebracht 
wurden, ſelbſtverſtändlich keinen Gegenſtand bildet, deſſen Regelung in die 
Grenzen eines Forſtpolizeigeſetzes fällt“, und daß diesbezüglich die älteren, 
durch das Einführungspatent zum Forſtgeſetze nicht aufgehobenen Normen 
zu gelten haben. Auch die Statthalterei für Tirol und Vorarlberg er⸗ 
achtete im Erlaſſe vom 17. Juli 1855, L. G. Bl. Nr. 11, die urkunden⸗ 
widrige Verwendung eines Holzbezuges nicht als Forſtfrevel, ſondern ver— 
langte deren Ahndung nach dem § 15 des kaiſerlichen Patentes vom 
20. April 1854 mit Geld- und Arreſtſtrafen. 

Endlich hat der im Aufſatze Marchet's S. 541 des öſterreichiſchen 
Staatswörterbuches von Miſchler und Ulbrich citirte Erlaß des Mini— 
ſteriums des Innern vom 16. December 1870, 3. 12.758, blos den 
Anſpruch des Verpflichteten auf Schadenerſatz negirt, ihm aber das 
Recht zugeſtanden, bei künftiger Inanſpruchnahme des Bezuges das durch 
den Berechtigten zu viel Bezogene in Abzug zu bringen. 

Im Sinne dieſes letzten Erlaſſes geht die Praxis z. B. in Tirol 
durchwegs vor. Nach den kaum widerlegbaren Gründen der Salzburger 
Landesregierung iſt die urkundenwidrige Verwendung des Servitutsholz— 
bezuges auch nicht als Forſtfrevel außzufaſſen. 

Hienach gelange ich zu folgendem Ergebniſſe: 

Die Geſtattung der Veräußerung des aus dem be— 
laſteten Walde bezogenen Servitutsholzes iſt nach öſter— 
reichiſchem Rechte zuläſſig; eine ſolche irreguläre Ser— 
vitut wird jedoch nicht vermuthet, ſondern muß von dem, 
der ſie anſpricht, bewieſen werden. Dieſer Beweis wird 
durch die Regulirungsurkunde nur dann erbracht, wenn 
dort die Veräußerung ausdrücklich geſtattet wird, oder 
eine andere gleichwerthige Faſſung vorliegt. Die ur— 
kundenwidrige Veräußerung iſt nicht als Forſtfrevel zu 
betrachten, ſondern in der Art zu ſaniren, daß das durch 
den Berechtigten zu viel Bezogene bei künftiger Holz— 
abgabe in Abzug gebracht wird. 

Zum Schluß noch ein Blick in die Geſetzgebung anderer Länder. 
Im Code forestier vom 21. Mai 1827, Art. 83, iſt ſowohl der Ver⸗ 
kauf als die ſonſtige nicht beſtimmungsmäßige Verwendung des Holzes 
bei Holzberechtigungen jeder Art unterſagt. Das bayerische Forſtgeſetz, 
Art. 97, ſtellt den Verkauf des Berechtigungsholzes bei unbeſtimmten 
Holzberechtigungen unter Strafe. Ebenſo ſtellt das preußiſche allgemeine 
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Landrecht, Th. I, Tit. 22, § 203, 237, 239, nur für unbeſtimmte 
Holzberechtigungen das Verkaufsverbot auf; wurde Holz veräußert, ſo 
muß dem Beſitzer des verpflichteten Grundes der Werth des Holzes ver- 
gütet werden. 


Mittheilungen aus der Praris. 


Der Anſpruch auf Zahlung der Diäten der Reichsrathsabgeordueten 
richtet ſich unmittelbar gegen den Staatsſchatz, dem die Pflicht zur 
Beſtreitung der Diäten obliegt. Demnach iſt es auch Sache der 
Staatsverwaltung behufs Ermittlung des gebührenden Diäten be⸗ 
trages ſich über „die Zeit der Anweſenheit beim Reichsrathe“ des 
jeweils betreffenden Abgeordneten zu vergewiſſern. 

Das k. k. Reichsgericht hat nach der am 25. April 1898 gepflo— 
genen öffentlichen Verhandlung über die Klage des Reichsrathsabgeordneten 
Karl Hermann Wolf, durch Dr. Vincenz von Berger, dle praes. 11. De⸗ 
cember 1897, Z. 408 R. G., gegen das k. k. Aerar, wegen Bezahlung 
von Diäten im Betrage von 30 fl. ſ. N. G., zu Recht erkannt: Die Re 
gierung der im Reichsrathe vertretenen Königreiche und Länder iſt ſchuldig, 
dem Kläger den Betrag von 30 fl. ö. W. binnen 14 Tagen bei ſonſtiger 
Crecution zu bezahlen und binnen derſelben Friſt die Proceßkoſten im 
Betrage von 62 fl. 55 kr. zu erſetzen. 

N Gründe: In der Klage wird angeführt: Der Kläger erhielt von 
dem ihm als Reichsrathsabgeordneten für die Zeit vom 1. November 
bis 28. November 1897, d. i. dem Tage der Vertagung des Abgeordneten— 
hauſes gebürenden Diätenbetrage von 280 fl. von der unter dem er 
Finanzminiſterium ſtehenden Caſſe des Abgeordnetenhauſes nur 250 fl. 
mit dem Bedeuten, daß ihm die Diäten ſeit 25. November nicht zu— 
ſtehen, weil an dieſem Tage ſeine Ausſchließung erfolgte. Da diefe 


Ausſchließung der geſetzlichen Grundlage entbehrt, fo iſt die Nichtaus- | 


zahlung der Diäten für die Zeit vom 25. November an geſetzwidrig, 
weshalb der Kläger bittet, zu erkennen: Das k. k. Aerar ſei ſchuldig, 
dem Kläger den Betrag von 30 fl. ö. W. zu bezahlen und die Gerichts- 
koſten zu erſetzen. 

In der namens des Aerars von der k. k. niederöſterreichiſchen 
Finanzprocuratur erſtatteten Gegenſchrift wird geltend gemacht: Ob dem 
Kläger ein Mehranſpruch an Reichsrathsdiäten gebührt, mag dahinge⸗ 
ſtellt bleiben. Wäre dies aber auch der Fall, ſo träfe doch das belangte 
Aerar an der Nichtauszahlung kein Verſchulden. Maßgebend iſt nur der 
Vorgang bei der Diätenauszahlung, und ob die Staatsverwaltung auf 
die Anweiſung der Diäten Einfluß nehmen konnte. Der Vorgang bei 
der Diätenauszahlung ſtützt fich auf eine auf Grund des Geſetzes vom 
7. Juni 1861, R. G. Bl. Nr. 63, ergangene Vereinbarung zwiſchen 
dem k. k. Finanzminiſterium und dem Präſidium des Abgeordnetenhauſes, 
welch letzterem nach §6 der Geſchäftsordnung zuſteht, die Verwaltungs- 
auslagen des Abgeordnetenhauſes innerhalb des verfaſſungsmäßig feſtge⸗ 
ſtellten Budgets zu genehmigen und unter Umftänden auch das Ausmaß 
der Diäten nach Maßgabe der Anweſenheit des Abgeordneten bei dem 
Reichsrathe zu beſtimmen (S 13 G. O.). Dieſe Vereinbarung erſcheint 
in dem Finanzminiſterialerlaſſe vom 12. Juni 1861, Z. 2611, formulirt, 
welcher dem damaligen Univerſal-Cameralzahlamte, jetzt Miniſterialzahlamt, 
zugegangen iſt. Dieſer Erlaß lautet: 
Reiſegebühren werden aus dem Staatsärar beſtritten, welches ſich als 
der zur Beſtreitung ſämmtlicher Auslagen für die hohe Neichsvertretung 
berufene Fond darſtellt. Hienach wolle es Euer Hochwohlgeboren gefällig 
ein, das diesfällige Erforderniß allmonatlich ſtets bis 20. des dem 
Bedarfe vorausgehenden Monates dem Finanzuiniſterium bekannt zu 
geben. Das Finanzminifterium wird die erforderliche Summe allınonat- 
lich bei der Staatscentralcaſſe zu Handen des Univerſalzahlamtes flüſſig 
machen, welches unter Einem beauftragt wird, die vorkommenden Em- 
pfänge und Auelagen in einem Journale zu verrechnen und dieſelben 
nach bewirktem Monatsſchluß an die zur Vornahme der Cenſur berufene 
Cameralbuchhaltung zu übermitteln. Von dem Univerſal⸗Cameralzahlamte 
werden die vorkommenden Auslagen gegen Quittung vollzogen werden, 
welche zur Beſtätigung der Richtigkeit der Gebühren und der Identität 
des Ausſtellers mit der Vidirung und Fertigung, dann dem Amtsſiegel 
des Präſidiums des Abgeordnetenhauſes verſehen ſind. Die Zahlungen 
werden in den drei erſten Werktagen eines jeden Monates in dem hiezu 
ermittelten Locale des hohen Abgeordnetenhauſes von einem dahin expo⸗ 
nirten vercautionirten Beamten des Univerfal⸗Cameralzahlamtes berichtigt, 
in den übrigen Werktagen eines jeden Monates dagegen in dem Amts⸗ 
locale des Univerſal⸗Cameralzahlamtes geleiſtet.“ Dem entſprechend wird 
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vom Miniſterialzahlamte ein Beamter mit dem nöthigen Maximalbetrage 
an dem feſtgeſetzten Tage in das Abgeordnetenhaus beordert, welcher 
gegen die ihm ſeitens der Abgeordneten übergebenen geſtempelten Quit⸗ 
tungen die Auszahlung in der Höhe leiſtet, auf welche die Quittungen 
lauten, ſoferne ſie mit dem Siegel des Präſidiums und der Unterſchrift 
eines Präſidenten verſehen ſind. Diefe Quittungen werden auf Grund 
privater Vereinbarung uſuell von Dienern des Abgeordnetenhauſes gegen 
übliche Entlohnung verfaßt, mit den Stempeln verſehen, die Unterſchrift 
und das Siegel des Präſidiums beigeſchafft und im fertigen Zuſtande 
dem Abgeordneten übergeben, fo daß dieſer dann bei dem Caſſebeamten 
des Miniſterialzahlamtes ohneweiters des Betrag erhält, auf welchen die 
Quittung lautet. So war es auch am 28. November, richtig 29. No: 
vember, 1897. Den Caſſedienſt hatte der Adjunct Johann Pachinger. 
Die Quittung des Klägers lautete auf 250 fl. für die Zeit vom 1. bis 
25. November 1897; dieſelbe iſt mit dem Präſidialſiegel und der Unter⸗ 
ſchrift eines Präſideuten verſehen. Der Caſſebeamte konnte daher ſelbſt— 
verſtändlich nur den Betrag von 250 fl. auszahlen. Er gibt an, daß 
allerdings ſämmtliche, von Abzügen betroffene Abgeordneten unter Bei— 
ziehung von Zeugen gegen den Abzug bei der Auszahlung proteſtirten 
und unter Abgabe dieſes Proteſtes die verkürzte Summe in Empfang 
nahmen. Der Caſſebeamte kam gar nicht in die Lage, irgend etwas zu 
verweigern, weil ihm nur die Quittung über den verkürzten Betrag 
vorgelegt wurde, — dieſe Quittung iſt nicht etwa corrigirt, ſondern 
von vornherein auf den Betrag von 250 fl. ausgeſtellt. 

Der Rechtsſtandpunkt der Regierung gegenüber der Klage iſt daher 
ein höchſt einfacher. Es dürfte kaum der Anregung des Zweifels be- 
dürfen, ob das Reichsgericht an ſich zuſtändig iſt, denn der Kläger ſtützt 
feinen Anſpruch gegen die Regierung auf die Behauptung der Ver⸗ 
weigerung der Auszahlung eines Diätenreſtes. Eine derartige Ver— 
weigerung hat ſeitens der Staatsverwaltung nicht ſtattgefunden, die 
Regierung hat ihrer Pflicht zur Bereithaltung des Fondes zur Deckung 
der Bedürfniſſe des Parlaments innerhalb des Rahmens des Budgets 
vollauf genügt. Der von ihr abgeſendete Caſſebeamte war mit den 
Geldern verſehen, um die Vollanſprüche zu befriedigen, er konnte aber 
dem einzelnen Abgeordneten nicht mehr auszahlen, als dieſer von ihm 
laut Quittung verlangte. Andererſeits iſt die Regterung nicht imſtande, 
ja geſetzlich nicht befugt, das Präſidium des Abgeordnetenhauſes zur 
Beſtätigung einer weiteren Quittung über den Fehlbetrag zu verhalten. 
Der Anſpruch kann ſich daher nur gegen das Präfidium des Abgeordneten: 
hauſes auf Ausſtellung dieſer Beſtätigung richten und inſoferne konnte 
man von einem Verfehlen der Perſon des Geklagten, einem Mangel der 
paſſiven Klagslegitimation, wie nicht minder von einer hiedurch impli 
eirten Incompetenz des Reichsgerichtes ſprechen. Demnach wird um Ab⸗ 
weiſung des Klagebegehrens gebeten. 

Bei der mündlichen Verhandlung wurde von dem Vertreter der 
Klage betont, daß der Diätenanſpruch unmittelbar aus dem Geſetze vom 
7. Juni 1861 entſpringe und ſich unmittelbar gegen den Staat richte. 
Die Vereinbarung des k. k. Finanzminiſteriums mit dem Präſidium des 
Abgeordnetenhauſes vom 12. Juni 1861 über die Modalitäten der Aus⸗ 
zahlung habe auf dieſes Rechtsverhältniß keinen Einfluß. Wenn der 
Caſſebeamte hienach am 28. November 1897 auch nicht mehr als 250 fl. 
auszahlen konnte, ſo folge daraus nicht, daß der Kläger deshalb den 
Anſpruch auf den widerrechtlich zurückbehaltenen Diätenbetrag verloren 
habe. Der Auſpruch des Klägers werde aber auch nicht tangirt durch 
den bezüglichen Beſchluß des Abgeordnetenhauſes vom 25. November 1897. 
Erſtens ſei ein ſolcher Beſchluß infolge der notoriſchen Vorgänge bei 
jener Abſtimmung nie zuſtande gekommen. Zweitens wäre ein ſolcher 
Beſchluß null und nichtig, weil er gegen mehrere Geſetze verſtoße, die 
durch ein anderes Geſetz nicht aufgehoben ſeien, nämlich das Geſetz vom 
7. Juni 1861, R. G. Bl. Nr. 63, das Geſetz vom 12. Mai 1873, 
R. G. Bl. Nr. 54, das Staatsgrundgeſetz vom 21. December 1867, 
R. G. Bl. Nr. 141, das Geſetz vom 2. April 1873, R. G. Bl. Nr. 41, end⸗ 
lich gegen die Geſchäftsordnung des Abgeordnetenhauſes vom 2. März 1875. 

Ein Vertreter der k. k. Finanzprocuratur iſt bei der mündlichen 
Verhandlung nicht erſchienen. 

Es ergibt ſich aus dem Geſetze vom 7. Juni 1861, R. G. Bl. 
Nr. 63, und wird auch in der Gegenſchrift anerkannt, daß die Diäten 
der Mitglieder des Abgeordnetenhauſes des Reichsrathes aus dem Staats- 
ſchatze gezahlt werden; hieraus ergibt ſich, daß der Anſpruch auf Be⸗ 
zahlung beſtimmter Diäten, wenn es diesfalls zur Klage kommt, wider 
die Geſammtheit der im Reichsrathe vertretenen Königreiche und Länder 
zu richten iſt. 


Dieſe Geſammtheit, beziehungsweiſe den Staatsſchatz zu vertreten, 
iſt die Regierung berufen, es erſcheint daher im vorliegenden Falle das 
k. k. Reichsgericht nach Art. 3a des Staatsgrundgeſetzes vom 21. De⸗ 
cember 1867, R. G. Bl. Nr. 143, competent und die geklagterſeits 
erhobene Einwendung des Mangels der paſſiven Legitimation nicht be- 
gründet. 

In letzterer Beziehung iſt zu bemerken, daß die Regelung des Vor⸗ 
ganges, welcher bei der Auszahlung der Diäten zu beobachten iſt, lediglich 
den inneren Geſchäftsgang der die Auszahlung beſorgenden ſtaatlichen 
Behörde betrifft, und daher nicht geeignet iſt, einen Einfluß auf die 
Perſon des auf Zahlung verweigerter Diäten zu Belangenden zu üben. 

Es iſt Sache der Staatsverwaltung, ſich über die Zeit „der An⸗ 
weſenheit“ des betreffenden Mitgliedes des Abgeordnetenhauſes bei dem 
Reichsrathe zu vergewiſſern und die Auszahlung des dem Abgeordneten 
hienach gebührenden Diätenbetrages zu leiſten; durch welche Organe 
fie fi die Daten über die Anweſenheit des Abgeordneten beim Reichs— 
rathe verſchafft, iſt auf ihre Zahlungspflicht ebenſo ohne Einfluß, wie 
eine allfällige Unrichtigkeit der diesfälligen Auskunft, welche dem an— 
ſpruchsberechtigten Abgeordneten nicht zum Nachtheile gereichen kann. 

Auch die weitere Einwendung, es ſei der Klagsanſpruch nicht be— 
gründet, weil eine Verweigerung der Zahlung des in Frage ſtehenden 
Betrages von 30 fl. ö. W. ſeitens der Staatsverwaltung nicht erfolgt 
ſei, erſcheint zur Berückſichtigung nicht geeignet. 

Es iſt allerdings richtig, daß der Kläger dem zur Auszahlung der 
den Abgeordneten gebührenden Diäten abgeſendeten (den gepflogenen Er- 
hebungen zufolge mit einem vollkommen ausreichenden Geldbetrage ver- 
ſehenen) Eaſſebeamten keineswegs eine auf den Betrag von 280 fl., 
beziehungsweiſe auf die Zeit vom 1. bis 28. November 1897 lautende 
Quittung vorlegte, daß ſeine Quittung ddto. 28. November 1897 viel⸗ 
mehr blos und ausdrücklich auf 250 fl. als den für die Zeit vom 1. bis 
25. November 1897 entfallenden Betrag lautet und daß dieſer Betrag 
dent Kläger auch ausbezahlt wurde — allein es iſt ſchon aus der Gegen- 
ſchrift zu erſehen, daß der Kläger bei Eupfanguahme dieſes Betrages 
einen Mehranſpruch ſtellte. 

Wird weiter erwogen, daß das Recht, einen Anſpruch nach Art. 3 a 
des Staatsgrundgeſetzes vom 21. December 1867, R. G. Bl. Nr. 143, 
vor dem Reichsgerichte geltend zu machen, nicht die vorherige Geltend- 
machung dieſes Anſpruches im adminiſtrativen Wege zur Vorausſetzung 
hat, fo erſcheiut es geboten, in die meritoriſche Prüfung des Klagsan⸗ 
ſpruches einzugehen. 

Nach § 1, Abſ. 2 des Geſetzes vom 12. Mai 1873, N. G. Bl. 
Nr. 94, betreffend die Geſchäftsordnung des Reichsrathes, hat auf Grund 
des § 58 der Reichsrathswahlordnung jeder mit dem Wahlcertificate ver- 
ſehene Abgeordnete Sitz und Stimme, inſolange das Haus deſſen Wahl 
nicht für ungiltig erklärt. 

Der Kläger war daher als Abgeordneter zu Sitz und Stimme 
im Abgeordneienhaufe, beziehungsweiſe zur Anweſeuheit bei dem Reichs— 
rathe berechtigt und verpflichtet, wodurch nach Art. I des Geſetzes 
vom 7. Juni 1861, R. G. Bl. Nr. 63, fein Anſpruch auf den Bezug 
von Diäten begründet wird. 

Eine Abänderung dieſer geſetzlichen Beſtimmungen durch ein 
Geſetz iſt bisher nicht erfolgt und deswegen beſteht der in jenen ge- 
ſetzlichen Beſtimmungen begründete Auſpruch des Klägers auf die 
Diäten für den 26., 27. und 28. November 1897 zu Recht. 

Demzufolge 
der Zuſpruch der Streitkoſten an den Kläger ergibt. 


(Erk. des k. k. Reichsgerichtes vom 25. April 1898, Z. 110.) 


Gebern; 

Geſchichtliche Ueberſicht des öſterreichiſchen Geld⸗ und Münz⸗ 
weſens. Mit 7 Münztafeln. Von A. v. Globoenik. Wien 1897, im Selbſt⸗ 
verlag des Verfaſſers. Im Commiſſionsverlag der Manz'ſchen Buchhandlung. 
53 u. XVIII S. Anmerkungen und 8 Tafeln mit Abbildungen von öſterreichiſchen 
Münzwerthen. 

Die vorliegende Schrift iſt eine recht lesbare populäre Darſtellung des 
öſterreichiſchen Geld- und Münzweſens. Nach einer Erläuterung der Grunde 


iſt dem Klagebegehren ſtattzugeben, woraus ſich auch | 
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begriffe wird zunächſt eine kurze Darſtellung des mittelalterlichen Münzweſens 
in den öſterreichiſchen Ländern gegeben, hierauf die Ferdinandeiſche Münzordnung 
geſchildert und ſodann die Einführung des Conventionsfußes, ſowie die ſpäteren 
Münzänderungen behandelt. Die kurzen Ausführungen im Texte werden durch 
zahlreiche Anmerkungen ergänzt. Die neue Goldwährung iſt nur flüchtig geſtreift. 
Wer ſich über das ältere öſterreichiſche Münzweſen raſch im allgemeinen unter⸗ 
richten will, dem wird hier ein ganz praktiſcher Leitſaden geboten, der nament⸗ 
lich auch dadurch an Werth gewonnen hat, daß ſich der Autor bei feiner Ab. 
faſſung des Rathes des bewährten Rechtshiſtorikers Luſchin von Ebengreuth 
zu erfreuen hatte. Dr. Schm. 


Perſonalien. 


Se. Majeſtät haben dem mit Titel und Charakter eines Hofrathes be: 
kleideten Statthaltereirathe bei der Landesregierung in Laibach Alex. Schemerl 
das Ritterkreuz des Leopold-Ordens tarfrei verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Oberpoſtdirector der Poſt- und Telegraphendirection 
in Linz Anton Ramsdorfer tarfret den Titel und Eharakter eines Hofrathes 
verliehen. 

Se. Majeſtät haben die Einreihung des mit Titel und Charakter eines 
Regierungsrathes bekleideten Poſtamtsdirectors Engelbert Pilz in Wien in die 
VI. Rangsclaſſe ad personam genehmigt. 

Se Majeſtät haben dem Secretär der Finanzprocuratur in Trieſt Dr. Karl 
Neuſcheller den Titel und Charakter eines Finanzrathes tarfrei verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Miniſterial⸗Viceſecretär im Miniſterium für Cultus 
und Unterricht Dr. Fz. Heinz das Ritterkreuz des Franz Joſef-Ordens verliehen, 

Se. Majeſtät haben die Erhebung des bisherigen Honorar-Viceconſulates 
in Aſuncion zu einem Honorar⸗Conſulate genehmigt und den unbeſoldeten Vice: 
conſul Chriſtian Heiſecke zum unbeſoldeten Conſul daſelbſt ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Steueramts⸗Controlor Joſef Gebauer zum 
Hauptſteueramts⸗Controlor der k. k. Fmanz⸗Landesdirection in Troppau ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Finanzprocuraturs Secretär Dr. Oreſtes 
Polonio zum Finanzrathe und den Finanzprocuraturs-Adjuncten Dr. Jacob 
Marchio zum Finanzprocuraturs-Secretär in Trieſt ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Kanzleiofficial der Finanzprocuratur in Graz 
Joh. Stranz zum Hilfsämter-Directionsadjuncten mit dem Titel „Director“ 
ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Evidenzhaltungs-Obergeometer I. Claſſe 
Joh. Melichar zum Evidenzhaltungs⸗Inſpector ernannt. 

Der Miniſter für Cultus und Unterricht hat den Miniſterial⸗Viceſecretär 
%. Dunovsky zum Miniſterialſecretär, den Miniſterialconcipiſten Dr. Friedrich 
Dlabacé zum Miniſterial⸗Viceſecretär, ferner den Concipiſten der n. 6. Finanz⸗ 
Landesdirection Dr. Johann Maurus und den Conceptspraktikanten der 
böhmiſchen Statthalterei Dr. Leopold Grafen Hartig zu Miniſterialconcipiſten 
im Miniſterium für Cultus und Unterricht ernannt. 

Der Ackerbauminiſter hat den Forſteleven Karl Lunzer zum Forſt⸗ 
aſſiſtenten ernannt. 

Der Eiſenbahnminiſter hat die Miniſterial⸗Viceſeeretäre Dr. Hans Kolisko, 
Dr. Richard Ziffer und Joſef Freiherrn v. Beeß⸗Chroſtin zu Minifterial⸗ 
ſecretären, ferner die Miniſterialconcipiſten Dr. Iſidor Mauthner, Dr. Albert 
Geutebrück, Dr. Joſef Gormasz, Dr. Richard Edlen v. Marquet, Dr. Otto 
Müller und Otto Grafen Sarnthein zu Miniſterial⸗Viceſeeretären ernannt. 

Der Eiſenbahnminiſter hat den Miniſterial⸗Viceſecretär im Miniſterium 
für Cultus und Unterricht Victor Grafen Attems Heiligenkreuz zum 
Minifterial⸗Viceſeeretär im Eiſenbahnminiſterium ernannt. 

Der Statthalter in Niederöſterreich hat die Conceptspraktikanten der Wiener 
Polizeidirection Dr. Emil Blum, Heinrich Tandler und Fz. Dirnhofer zu 
Polizeiconcipiſten ernannt. 


Erledigungen. 


2 Ingenieur- und 1, event. mehrere Bauadjunctenſtellen bei 
der Bukowinger k. k. Landesregierung mit der IX, beziehungsweiſe X. Rangsclaſſe 
bis 10. Juli. (Amtsblatt Nr. 137.) 

Praktikantenſtelle mit 400 fl. bis 500 fl. Adjutum jährlich bei der 
k. k. Bergwerksproducten⸗Verſchleißdirection in Wien bis 25. Juli. (Amtsblatt 
Nr. 144.) 

Techniſche Hilfskraft mit 75 fl. Monatsentlohnung bei der k. k. Normal⸗ 
Aichungscommiſſion bis 20. Juli. (Amtsblatt Nr. 144.) 


r Hiezu für die P. T. Abonnenten der Zeitſchrift ſammt 
den Erkeuntniſſen des k. k. Verwaltungsgerichtshofes als Beilage: 
Bogen 51 und 52 der Erfenntniffe 1897. 


Verantwortlicher Redacteur: A. Heilmann. 
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